
 

 

 

 

 

Antworten der 

Christlich Demokratischen Union Deutschlands (CDU) 

und der Christlich-Sozialen Union in Bayern (CSU) 

auf die Fragen von 

BAGSV – Bundesarbeitsgemeinschaft Selbstständigenverbände  
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1. (Schein-)Selbstständigkeit: Wie werden Sie Rechtssicherheit in Bezug auf die Status-

feststellung herstellen, um u.a. die weitere Verlagerung von Projekten ins Ausland zu 

verhindern – in Hinblick auf Kriterien, Verfahren, Sanktionen und Beseitigung von Inte-

ressenkonflikten bei der DRV? 

 

Antwort: 

CDU und CSU werden Scheinselbstständigkeit verhindern und gleichzeitig mehr Rechtssi-

cherheit für Selbstständige und ihre Auftraggeber schaffen. Daher haben wir in einem ers-

ten Schritt noch 2021 das Statusfeststellungsverfahren für Selbstständige vereinfacht und 

beschleunigt. Die Auswirkungen werden wir genau beobachten und falls nötig Anpassungen 

vornehmen. Die personelle Ausstattung der Clearingstelle wollen wir verbessern. 

 

 

2. Altersvorsorgepflicht: Wie verhindern Sie, dass die große Mehrzahl der Selbstständi-

gen, die vorgesorgt haben und dafür oft laufende Verpflichtungen (z.B. Rentenversiche-

rungen, Immobilienfinanzierungen) eingingen, doppelt belastet bzw. mit enormer Bü-

rokratie / Rechtsunsicherheit konfrontiert werden? 

 

Antwort: 

Um den sozialen Schutz von Selbstständigen zu verbessern, wollen wir eine Altersvorsorge-

pflicht für alle Selbstständigen einführen, die nicht bereits anderweitig abgesichert sind. 

Selbstständige sollen zwischen der gesetzlichen Rentenversicherung und anderen insol-

venzsicheren und zugriffsgeschützten Vorsorgearten wählen können. Wir werden Lösungen 

entwickeln, die auf bereits heute selbstständig Tätige Rücksicht nehmen und Selbstständige 

in der Existenzgründungsphase nicht überfordern. An den berufsständischen Versorgungs-

werken halten wir fest. 

 

 

3. Infektionsschutzgesetz: Wann und wie wollen Sie sicherstellen, dass bei künftigen 

Pandemien Selbstständige im Fall von Betätigungsverboten angemessen entschädigt 

werden? Wie sollen die Entschädigungen bemessen werden? Wie wollen Sie insbeson-

dere auch die Lebenshaltungskosten berücksichtigen? 
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6. In der Coronakrise hat sich u.E. gezeigt, dass die Grundsicherung trotz "Vereinfachun-

gen" nicht geeignet ist, Selbstständige wirksam zu unterstützen. Welche konkreten Ver-

änderungen werden Sie vornehmen, von denen auch Selbstständige profitieren? 

 

Gemeinsame Antwort auf Frage 3 und Frage 6: 

Mit dem Risiko von Krisen wie einer Pandemie müssen Selbstständige auch in Zukunft leben 

und umzugehen lernen. Im Fall der Corona-Pandemie wurden umfassende Hilfen beschlos-

sen. Wir setzen uns auch dafür ein, einen Unternehmerlohn im Rahmen dieser Hilfen einzu-

führen, was die Erstattung der Fixkosten ergänzen soll. Der vereinfachte Zugang und die 

Ausgestaltung der Grundsicherung für Arbeitssuchende und gerade auch für Selbstständige 

in der Corona-Pandemie war und ist eine richtige Maßnahme. Wir werden grundsätzlich prü-

fen, welche pandemiebedingten Maßnahmen gut funktioniert haben und wo es noch ver-

besserungsbedarf gibt.  

 

 

4. Die Grundrente setzt langjährige DRV-Beiträge voraus. Selbstständige, die ein Leben 

lang hart gearbeitet, aufgrund vorgegebener Rahmenbedingungen aber privat vorge-

sorgt haben, werden von der aus Steuergeldern finanzierten Subvention ausgeschlos-

sen. Wie werden Sie diese Ungleichbehandlung beseitigen? 

 

Antwort: 

Wenn ein Selbstständiger sein Leben lang hart gearbeitet und außerhalb der Rentenversi-

cherung vorgesorgt hat, sollte er oder sie im besten Fall nicht auf Grundsicherungsleistun-

gen im Alter angewiesen sein. Siehe weiterhin unsere Antwort auf Frage 2. 

 

 

5. Werden Sie sich für ein bedingungsloses Grundeinkommen (BGE) einsetzen? Wenn ja: 

In welcher Höhe und mit welchen Modifikationen? Wie wollen Sie es finanzieren? Falls 

nein: Aus welchen Gründen nicht? Welche Ihrer Forderungen kommen einem BGE am 

nächsten? 

 

Antwort: 

Ein bedingungsloses Grundeinkommen lehnen wir ab. Unser Ziel ist, dass es in Deutschland 

allen möglich sein soll ein existenzsicherndes Einkommen zu erzielen. Der Mindestlohn ist 



4 

 

hierzu ein Beitrag. Im Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe sehen wir es als zielführender an, Ar-

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit niedrigem Lohn mit Blick auf ihre Lebenssituation 

finanziell zu unterstützen, anstatt ein bedingungsloses Grundeinkommen zu zahlen. Arbeit 

ist mehr als bloßer Broterwerb: Sie stiftet Sinn und gibt Halt und Erfüllung. 

 

 

7. Sind Sie für die Einführung einer Bürgerversicherung bzw. warum nicht? Welches Ih-

rer Konzepte kommt ihr am Nächsten? Welche Risiken wären abgesichert? Wie würden 

sich für Selbstständige Beiträge und Leistungen verändern? Welche Konsequenzen 

hätte dies für bislang privat Versichernde/Vorsorgende? 

 

Antwort: 

Eine umfassende Versorgung der Bürgerinnen und Bürger und den Erhalt unseres sehr gu-

ten Gesundheitssystems erreichen wir mit der bewährten Selbstverwaltung, der freien Arzt- 

und Therapiewahl sowie mit dem Zusammenspiel von gesetzlichen und privaten Kranken-

versicherungen. Eine Einheitsversicherung und Schritte dahin lehnen wir ab. Gleiches gilt 

auch für die gesetzliche Rentenversicherung, die wir mit Blick auf den demografischen Wan-

del zukunftssicher und generationengerecht aufstellen wollen. Dabei würde eine Bürgerver-

sicherung die finanziellen Herausforderungen nur in die Zukunft verschieben. 

 

 

8. Plattformarbeit: Welche Regulierungen planen Sie und wie verhindern Sie, dass davon 

auch fair bezahlte, freiwillig Selbstständige belastet werden? Wie genau grenzen Sie 

Plattformarbeit ab? Gehören z.B. auch IT-Selbstständige zu den Plattformarbeitern? 

 

Antwort: 

Neue Arbeitsformen (wie zum Beispiel Gig-, Click- und Crowdworking) sind in einer sich ra-

sant verändernden Arbeitswelt auf dem Vormarsch. Wir werden die Entwicklungen in die-

sem Bereich aufmerksam begleiten und bei möglichen Fehlentwicklungen gesetzgeberisch 

eingreifen sowie die Chancen der Digitalisierung nutzen. 


